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Beschluss des Grossen Gemeinderats 
 
betreffend 
 
Aufhebung Fachberatung Gestaltung anlässlich der Ortspla­
nungsrevision der Einwohnergemeinde Spiez / Postulat Pirmin 
Schenk (SVP) 
 
Der Grosse Gemeinderat von Spiez 
 
➢ auf Antrag des Gemeinderats 
➢ gestützt auf Art. 28 ff der Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats 
 
beschliesst: 
 
Das Postulat wird nicht überwiesen. 
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1. Ausgangslage 
 
Anlässlich der GGR-Sitzung vom 27. April 2026 hat Pirmin Schenk (SVP) ein Postulat betreffend 
Aufhebung der Fachberatung Gestaltung (FBG) mit folgender zusammengefasster Begründung ein-
gereicht: Gemäss Art. 421 Abs. 1 des Gemeindebaureglements (GBR) der Einwohnergemeinde 
Spiez zieht das zuständige Organ der Gemeinde unabhängige und in Gestaltungsfragen ausgewie-
sene Fachleute bei, welche die Bauwilligen und die Baubewilligungsbehörden in allen Fällen bera-
ten, die für das Orts- und Landschaftsbild von Bedeutung sind oder spezielle bau- und aussenraum-
gestalterische Fragen aufwerfen. Was als unterstützende Dienstleistung gedacht war, habe sich zu-
nehmend zu einer zusätzlichen Hürde für Bauprojekte entwickelt – insbesondere im schwer mess-
baren Bereich der Gestaltung. Da die Gestaltung stark subjektiv geprägt sei, sei eine rechtsgleiche 
Behandlung aller Bauherrschaften kaum sicher-zustellen. Angesichts der Energiewende und der 
Wohnungsknappheit sei es kontraproduktiv, das ohnehin komplexe Baubewilligungsverfahren wei-
ter zu erschweren. Obwohl die Planungs-, Um-welt- und Baukommission (PUB) die FBG nur fakul-
tativ beiziehen muss, hätten deren Einschätzungen oft den Charakter eines quasi-verbindlichen Gut-
achtens, von dem politische Behörden «nicht ohne Not» abweichen. Die Mitsprache der FBG könne 
eine erhebliche Einschränkung der verfassungsrechtlich geschützten Eigentumsfreiheit darstellen, 
die weder notwendig noch politisch sinnvoll sei. 
 
 
2. Bericht 
Nachfolgend eine juristische Auslegeordnung, die den gesetzlichen Rahmen von Gemeinden im 
Orts- und Landschaftsschutz aufzeigt sowie den Spielraum der Gemeinde hinsichtlich Streichung 
der FBG. Die FBG hat keine Entscheidungskompetenz, sondern eine beratende Funktion und gilt 
als leistungsfähige örtliche Fachstelle gemäss Art. 22 Abs. 2 Bewilligungsdekret (BewD). Auf allen 
drei Staatsebenen (Bund, Kanton und Gemeinde) bestehen Regelungen zum Schutz von Orten und 
Landschaften. Nachfolgend werden hierzu wichtige Gesetzesartikel erläutert: 
 
Raumplanungsgesetz (RPG) 
➢ Art. 22: Bauten und Anlagen sind bewilligungspflichtig. 
➢ Art. 6: In der Richtplanung sind u.a. wertvolle Landschaften und Gebiete festzustellen. 
➢ Art. 17: In der Nutzungsplanung sind Schutzzonen auszuscheiden oder andere geeignete Mass-

nahmen zu treffen zum Schutze von besonders schönen, naturkundlich oder kulturgeschichtlich 
wertvollen Landschaften, bedeutenden Ortsbildern etc. 

 
Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) 
➢ Art. 1: Zweck: u.a. Schutz des heimatlichen Landschafts- und Ortsbildes. 
 
Kantonales Baugesetz (BauG) 
➢ Art. 9: allgemeiner Ortsbild- und Landschaftsschutz: Verbot beeinträchtigender Bauvorhaben. 
➢ Art. 9a: Besonderer Landschaftsschutz. 
➢ Art. 10 ff.: Orts- und Landschaftskommission (OLK) beurteilt prägende Bauvorhaben aus Sicht 

des Ortsbild- und Landschaftsschutzes; nimmt im Rechtsmittelverfahren Stellung zu Fragen des 
Ortsbild- und Landschaftsschutzes; wird von der Baubewilligungsbehörde konsultiert, wenn ge-
gen ein Vorhaben Bedenken betreffend Ortsbild- oder Landschaftsschutz bestehen und wenn 
keine leistungsfähige örtliche Fachstelle besteht. 

➢ Gemeinden können auch strengere Vorschriften über den Ortsbild- und Landschaftsschutz er-
lassen. 

 
Orts und Landschaftskommission (OLK) 
➢ Ist eine vom Regierungsrat eingesetzte Kommission zur Pflege der Orts- und Landschaftsbilder 

(Art. 10 BauG). 
➢ Beurteilt zuhanden der Baubewilligungsbehörde prägende Bauvorhaben aus Sicht des Ortsbild- 

und Landschaftsschutzes. 
➢ Nimmt im Rechtsmittelverfahren (Beschwerde gegen einen Bauentscheid) Stellung zu Fragen 

des Ortsbild- und Landschaftsschutzes. 
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➢ Wird von der Baubewilligungsbehörde konsultiert, wenn gegen ein Bauvorhaben Einwände der 
Beeinträchtigung des Ortsbilds oder der Landschaft bestehen (Art. 22 BewD). Wo eine leistungs-
fähige örtliche Fachstelle besteht, kann diese an Stelle der OLK konsultiert werden. 

➢ Wird in jedem Fall beigezogen, wenn ein Bauvorhaben ein Objekt eines Inventars oder Verzeich-
nisses des Bundes oder des Kantons betrifft. 

➢ Das Verwaltungsgericht räumt den gutachtenmässigen Berichten der OLK einen hohen Stellen-
wert ein und gesteht ihnen erhöhte Beweiskraft zu. 

 
Regelungen zur Gestaltung im Baureglement der Gemeinde Spiez 
➢ Art. 411 Abs. 1: Positive ästhetische Generalklausel: «Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, 

dass zusammen mit ihrer Umgebung eine gute Gesamtwirkung entsteht.» 
➢ Art. 411 Abs. 2: «Bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung sind insbesondere zu berück-

sichtigen:» 
➢ die prägenden Elemente und Merkmale des Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes, 
➢ die bestehende und bei Vorliegen einer entsprechenden Planung auch die beabsichtigte 

Gestaltung der benachbarten Bebauung, 
➢ Standort, Stellung, Form, Proportionen und Dimensionen der Bauten und Anlagen, 
➢ die Fassaden- und Dachgestaltung sowie die Materialisierung und Farbgebung,  
➢ die Gestaltung der Aussenräume, insbesondere des Vorlandes und der Begrenzungen 

gegen den öffentlichen Raum,  
➢ die Gestaltung und Einordnung der Erschliessungsanlagen, Abstellplätze und Eingänge. 

➢ Art. 412 bis 416 (Konkretisierung): Allgemein gehaltene Gestaltungsregeln in Bezug auf Bau-
weise, Stellung der Bauten, Fassadengestaltung, Dachgestaltung, Terrainveränderungen und 
Aussenraumgestaltung. 

➢ Art. 419 (Gestaltungsfreiheit): Gestaltungsspielraum auf Antrag der Fachberatung für Abwei-
chungen von Vorschriften in Art. 412-416. 
➢ Der Schutz des Orts- und Landschaftsbildes ist gesetzlich verankert.  
➢ Die Gemeinde ist verpflichtet, diesen Schutz sicherzustellen und eine rechtmässige und 

sachgerechte Beurteilung zu gewährleisten. 
➢ Die Beurteilung durch die FBG erfolgt anhand der Gestaltungsregeln, wodurch eine in  

der Praxis gefestigte und eine rechtsgleiche Anwendung grundsätzlich gewährleistet ist. 
➢ Art. 421 Abs. 1 (Organisation): Unabhängige externe Fachpersonen: «Das zuständige Organ 

der Gemeinde zieht unabhängige und in Gestaltungsfragen ausgewiesene Fachleute bei, welche 
die Bauwilligen und die Baubewilligungsbehörden in allen Fällen beraten, die für das Orts- und 
Landschaftsbild von Bedeutung sind oder spezielle bau- und aussenraumgestalterische Fragen 
aufwerfen.» 

➢ Art. 421 Abs. 2 (Einsatz): «Die Fachberatung formuliert Empfehlungen zuhanden der Baubewil­
ligungsbehörde und stellt dieser insbesondere in den folgenden Fällen Antrag: 
➢ Abweichungen von den Vorschriften über die Bau- und Aussenraumgestaltung 
➢ Bauten und Anlagen in Erhaltungszonen und Ortsbilderhaltungsgebieten; 
➢ Bewilligung von Einzelvorhaben in ZPP's vor Erlass der Überbauungsordnung;  
➢ Beurteilung von Vorhaben, welche die Gestaltungsfreiheit in Anspruch nehmen;  
➢ Umbau, Erweiterung und Ersatz von erhaltenswerten Bauten ausserhalb von Baugrup-

pen gemäss Bauinventar». 
 
Praxis in Spiez 
Verfahrensablauf 
➢ Die Baubewilligungsbehörde ist die PUB. 
➢ Die PUB zieht die FBG bei. 
➢ Die FBG formuliert Empfehlungen zuhanden der Baubewilligungsbehörde (PUB) und stellt dieser 

in speziellen Fällen einen Antrag. 
➢ Die PUB entscheidet über das Baugesuch.  
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➢ Die PUB ist verantwortlich für die Beurteilung der Einhaltung der Gestaltungsvorschriften 
- soweit ein entsprechender Ermessensspielraum besteht - sowie für die Interessenab-
wägung unter Einbezug der Fachstellen. 

 
Fakten (Durchschnitt von 2023 bis 2025) 
➢ Anzahl eingegangenen Baugesuche:   174 
➢ Anzahl erteilte Baubewilligungen:   156 
➢ Anzahl Baugesuche pro Jahr an FBG:   21 
➢ Anzahl Sitzungen pro Jahr:    10 
➢ Anzahl Mitglieder FBG:     5 
 
Eigentumsgarantie vs. Ortsbildschutz 
Die im Postulat in Frage gestellte Einschränkung der Eigentumsfreiheit ist rechtlich zulässig, sofern 
sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruht, im öffentlichen Interesse liegt und verhältnismässig ist, 
was bei Gestaltungs- und Ortsbildvorschriften in der Regel erfüllt ist. 
 
Grundsatz 
Eingriffe in die Grundrechte (z.B. Eigentumsgarantie) sind zulässig, wenn: 
➢ eine gesetzliche Grundlage vorhanden ist; 
➢  ein öffentliches Interesse besteht; 
➢ die Verhältnismässigkeit gewahrt ist. 
 
Einordnung im Baurecht 
Jede Art von Eigentum kann nur im Rahmen des Gesetzes genutzt werden, d.h. die Eigentumsfrei-
heit ist durch eine Reihe von Rechtsvorschriften begrenzt (Nachbarrecht, Bau- und Planungsrecht, 
Umweltrecht etc.). 
 
Zulässigkeit von Gestaltungsvorgaben 
➢ Gestaltungsvorgaben bestehen auf allen Staatsebenen (Bund, Kanton, Gemeinde) 
➢ Die Gestaltungs- bzw. Ästhetikvorschriften sind gleichrangig mit anderen Bauvorschriften wie 

z.B. baurechtlichen Massen. Verstösst ein Bauvorhaben gegen eine Ästhetikvorschrift, so ist es 
i.d.R. nicht bewilligungsfähig. 

➢ Gestützt auf die Vorschriften des allgemeinen Ortsbild- und Landschaftsschutzes dürfen i.d.R. 
Art und Mass der nach der Zonenordnung zulässigen Nutzung nicht wesentlich eingeschränkt 
werden. 

 
Konsequenzen einer Aufhebung der FBG 
Die Beurteilung der Gestaltungs- und Ästhetikvorschriften müsste künftig durch eine andere Stelle 
erfolgen. Die Gemeinde verliert ihre leistungsfähige örtliche Fachstelle, was zu einem vermehrten 
Beizug der OLK führt. 
 
Erwägungen des Gemeinderates 
Auch ohne FBG bleibt die Gemeinde gesetzlich verpflichtet, den Ortsbildschutz fachlich zu beurtei-
len. Mit deren Aufhebung entfällt jedoch die lokal verankerte Fachstelle, was zu einem vermehrten 
Beizug der OLK führt.  
 
Es ist davon auszugehen, dass sich die Verfahren hinsichtlich Koordination, Dauer und Aufwand 
erhöhen und zusätzliche Kosten für die Bauherrschaften anfallen. Eine Aufhebung führt somit nicht 
zu weniger Regulierung, sondern zu einer Verlagerung der Beurteilungsebene auf den Kanton. 
 
Die FBG wurde in Beschwerdeentscheiden sowohl von der Bau- und Verkehrsdirektion des Kantons 
Bern (BVD) als auch vom Verwaltungsgericht als leistungsfähige örtliche Fachstelle bestätigt. 
Mit der FBG behält die Gemeinde die fachliche Beurteilung vor Ort, ohne sie verlagert sich diese 
Kompetenz auf den Kanton. Die Aufhebung führt nicht zu weniger Regulierung, sondern zu mehr 
kantonalem Einfluss, längeren Verfahren und höheren Kosten. 
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Der Gemeinderat erachtet die Beibehaltung der FBG unter diesen Rahmenbedingungen als zweck-
mässig. Im Rahmen der nächsten Ortsplanungsrevision soll das Baubewilligungsverfahrens auf 
mögliche Optimierungspotenziale überprüft werden. 
 
 
3. Antrag 
Dem Grossen Gemeinderat wird beantragt, das Postulat nicht zu überweisen. 
 
Beilagen 
➢ Postulat Pirmin Schenk (SVP) 
 
 
Spiez, 3. August 2026 


